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Pressemitteilung 

 

Prekäre Beschäftigung nicht länger ignorieren 

Zur Pressemitteilung des Statischen Bundesamts zu atypischer Beschäftigung im Jahr 2018, erklärt 

Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik: 

Der Anteil an atypischer und prekärer Beschäftigung ist trotz leichter Verbesserungen definitiv zu hoch. 

Es ist  nicht akzeptabel, dass dies von der Bundesregierung schulterzuckend hingenommen wird. Sie 

muss endlich tätig werden. 

Frauen müssen auf dem Weg in Normalarbeitsverhältnisse noch viel stärker als bisher unterstützt wer-

den. Zu oft stecken sie in Teilzeit- oder Minijobs fest, besonders wenn sie minderjährige Kinder haben. 

Frauen werden damit unfreiwillig in die Altersarmut gedrängt. Denn viele von ihnen wollen mehr arbei-

ten, können es aber nicht. Notwendig sind neben besserer Kinderbetreuung dringend mehr Zeitsouve-

ränität, mehr Mitspracherechte bei der Lage der Arbeitszeit und insbesondere ein Recht auf Home-

office, damit Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch wirklich gelebt werden kann.  

Viele zu viele Menschen finden auch weiterhin nur noch Jobs in der Leiharbeit. Das bedeutet häufig we-

niger Lohn sowie ein höheres Risiko arbeitslos zu werden. Wir fordern nicht nur Equal Pay ab dem ers-

ten Tag, sondern zusätzlich auch einen Flexibilitätsbonus für die Beschäftigten, damit die Risiken der 

Leiharbeit abgefedert werden.  

Außerdem muss die Große Koalition endlich den versprochenen Gesetzesentwurf zur sachgrundlosen 

Befristung vorlegen. Denn gerade junge Menschen bekommen häufiger nur befristete Verträge und 

können ihr Leben nur unter großen Unsicherheiten planen. Deshalb muss die Möglichkeit zur sach-

grundlosen Befristung endlich abgeschafft werden.  

Vor allem muss Schluss sein mit prekärer Bezahlung. Die Beschäftigten sollen in Würde von ihrer Arbeit 

leben können. Deshalb muss der Mindestlohn deutlich steigen und der Bundesarbeitsminister muss 

endlich effektive Maßnahmen zur Stärkung der Tarifbindung auf den Weg bringen. Denn jegliche Ar-

beit hat ihren Wert. 

Auf all diesen Baustellen muss die Große Koalition endlich aktiv werden und prekärer und atypischer 

Beschäftigung insgesamt etwas entgegensetzen.   
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